
Verordnung des Marktes Peiting über Veranstaltungen im
Kunsteisstadion Peiting

(Eisstadionverordnung)

Vom 16. September 2026

Der Markt Peiting eriässt aufgrund von Art. 23 Abs. 1 und Art. 38 Abs. 3 Nr. 1 des Landesstraf-
und Verordnungsgesetzes - LStVG - in der in der Bayerischen Rechtssammiung (BayRS
2011-2-1) veröffentiichten bereinigten Fassung, das zuietzt durch § 2 des Gesetzes vom
9. Dezember 2024 (GVBI. S. 570) geändert worden ist, foigende Verordnung:

§1
Gegenstand und räumlicher Geltungsbereich der Verordnung

(1) Diese Verordnung giit für Veranstaitungen aiier Art im Kunsteisstadion Peiting,
Flurnummer 1369, Gemarkung Peiting, mit Ausnahme von Versammiungen im Sinn des
Bayerischen Versammiungsgesetzes.

(2) Die Verordnung giit für das Kunsteisstadion Peiting (Stadiongebäude) sowie für das
Gebiet um das Stadion (Stadionanlagen). Das Stadiongebäude und die Stadionaniagen
umfassen die in dem beigefügten Lagepian gekennzeichneten Flächen. Der Lagepian
im Maßstab 1 : 750 ist Bestandteil dieser Verordnung.

§2
Verhalten In den Stadionanlagen

(1) Personen, die sich in den Stadionanlagen aufhalten, ist es verboten:

1. Waffen, gefährliche Werkzeuge oder Gegenstände und Wurfgegenstände sowie
Gegenstände, die als Hieb-, Stoß- oder Stichwaffen oder Wurfgeschosse verwendet
werden können, mitzuführen;

2. Behältnisse aus Glas, Porzellan oder sonstigem zerbrechlichen oder splitternden
Material mitzuführen oder abzustellen;

3. bauliche Anlagen, sonstige Einrichtungen oder Wege zu beschädigen oder in
anderer Weise zu verunreinigen;

4. Feuer zu entfachen oder Feuerwerkskörper, Rauchpulver, pyrotechnische
Gegenstände (z. B. Bengalisches Feuer) oder Leuchtkugeln oder sonstige leicht
brennbare Gegenstände mitzuführen, abzubrennen, abzuschießen, steigen zu
lassen oder in irgendeiner Weise feilzubieten.

(2) Die Vorschriften der Straßenverkehrsordnung und des Bayerischen Straßen- und
Wegegesetzes bleiben unberührt.

(3) Das Verbot des Abs. 1 Nr. 1 gilt nicht für Einsatzkräfte der Polizei, Feuen/vehr, Rettungs
und Sanitätsdiensten sowie des eingesetzten Sicherheits- und Ordnungspersonals,
sofern das Mitführen von Gegenständen zur Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben oder
im Rahmen ihrer rechtmäßigen Befugnisse und Aufgaben erforderlich ist.














